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Herausforderungen durch die Absenkung des Umsatzsteuersatzes 2020

Überraschend hat die Regierungskoalition im Rahmen ihres Konjunktur- und

Krisenbewältigungspakets am 03.06.2020 verkündet, den Umsatzsteuersatz - vorbehaltlich der

Zustimmung durch Bundestag und Bundesrat - vom 01,.07 .2020 bis 31.12.2020 von 19 % auf tG o/o

bzw. von 7 % auf 5 % abzusenken. Diese auf den ersten Blick für die Wirtschaft erfreuliche

Maßnahme wird jedoch bei der Absenkung zum 07.07.2020 und bei der Wiederanhebung zum

01,01.2021 jeweils zu Ü bergangsschwierigkeiten führen.

Ausführung des Umsatzes maßgeblich

Für die zutreffende Anwendung des Steuersatzes kommt es darauf an, wann die Leistung nach

umsatzsteuerrechtlichen Regelungen ausgeführt worden ist. Lieferungen (auch Werklieferungen)

gelten dann als ausgeführt, wenn der Leistungsempfänger die Verfügungsmacht an dem Gegenstand

erworben hat; wird der Gegenstand befördert oder versendet, ist die Lieferung mit Beginn der

Beförderung oder Versendung ausgeführt. Sonstige Leistungen (auch Werkleistungen) sind im

Zeitpunkt ihrer Vollendung ausgeführt. Auf den Zeitpunkt der Vereinnahmung des Entgelts kommt es

grundsätzlich ebenso wenig an, wie auf den Zeitpunkt der Rechnungserteilung oder den Zeitpunkt

des Vertragsabschlusses. Nur bei innergemeinschaftlichen Erwerben entsteht die Umsatzsteuer mit
Ausstellung der Rechnung, spätestens mit Ablauf des dem Erwerb folgenden Monats.

Teilleistungen

Neben der endgültig ausgeführten Leistung führt auch eine abgeschlossene Teilleistung zur

endgültigen Entstehung einer Umsatzsteuer. Damit eine Teilleistung vorliegen kann müssen 2

notwendige Bedingungen nach nationalem Recht vorliegen:

r Es muss sich um eine wirtschaftlich sinnvoll abgrenzbare Leistung handeln und

. es muss eine Vereinbarung über die Ausführung der Leistung als Teilleistungen vorliegen, die

Teilleistung muss gesondert abgenommen und abgerechnet werden. ln der Vergangenheit

hat die Finanzverwaltung hier auch nachträgliche Vertragsanpassungen akzeptiert.
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Anzahlungen

Von abgeschlossenen Teilleistungen sind einfache Anzahlungen zu unterscheiden: Die Umsatzsteuer

entsteht hier endgültig erst mit Ausführung einer Leistung (oder Teilleistung) - einfache Anzahlungen

sichern daher keinen Steuersatz!

Grundsätzlich gilt:

Anzahlungsrechnungen werden regelmäßig zum aktuellen Steuersatz erstellt. Der Unternehmer kann

aber auch schon vor Eintritt der jeweiligen steuersatzänderung Rechnungen mit dem steuersatz

ausstellen, der zum vora ussichtliche n Zeitpunkt der Ausführung der Leistung jeweils zutreffend ist.

Die Entlastung bzw. die Nachversteuerung von Anzahlungen erfolgt in der voranmeldung des

Voranmeldungszeitraums, in dem die Leistung oder die Teilleistung, auf dle sich die Anzahlung

bezieht, ausgeführt ist. Besteuert der Unternehmer seine Umsätze nach vereinnahmten Entgelten,

erfolgt die Entlastung bzw. Nachversteuerung in dem Voranmeldungszeitra um, in dem das restllche

Entgelt vereinnahmt wird.

Beispiel 1 - Leistung zum Regelsteuersatz erbracht im 2. Halbjahr 2020 aber Anzahlungen aus dem 1.

Halbjahr 2020:

Die Anzahlungen vor dem 01.07.2020 waren mit 19 % besteuert worden (der leistende Unternehmer

könnte aber auch schon in der Anzahlungsrechnung für Leistungen, die in der Zeit ab dem 01.07. bis

1L.L2.2020 ausgeführt werden - soweit dies sicher ist -, den Regelsteuersatz miI L6 % angeben; in

diesem Fall entsteht die Umsatzsteuer auch schon bei Zahlungszufluss mit dem entsprechenden

Steuersatz), bei Ausführung der Leistung in der Zeit ab dem 01.07. bis 31.12.2020 sind die Leistungen

mit3%zuentlasten.

Beispiel 2 - Leistung zum Regelsteuersatz erbracht im Jahr 2021 aber Anzahlungen aus dem 2.

Halbjahr 2020:

Die Anzahlungen können mit 16 % besteuert werden (der leistende Unternehmer kann aber auch

schon in der Anzahlungsrechnung für Leistungen, die in 2021 ausgeführt werden, den

Regelsteuersatz mit 19 % angeben; in diesem Fall entsteht die Umsatzsteuer auch schon bei

Zahlungszufluss in 2020 mit 19 %l,bei Ausführung der Leistung ab 2021 sind die Leistungen mit 3 %

nachzuverste ue rn.

Hat der Unternehmer für zwischen dem 01.07. und 31..1.2.2020 vereinnahmte Anzahlungen die

Umsatzsteuer mit L6%bzw.5 % in der Rechnung angegeben, ist bei Leistungserbringung ab dem

01.01.2021 die ursprüngliche Anzahlungsrechnung nicht zu berichtigen, wenn in der Endrechnung die

Umsatzsteuer auf den Gesamtbetrag mit dem neuen Steuersatz angegeben wird. Allerdings ist darauf

zu achten, dass die in der Anzahlungsrechnung offen ausgewiesene Umsatzsteuer in der

schlussrechnung wieder offen abgesetzt wird. Der unternehmer kann aber auch seine Rechnung

über die zum anderen Steuersatz verelnnahmten Anzahlungen berichtigen. Die Berichti8ung erfolgt

in diesem Fall für den Voranmeldungszeitraum, in dem der Unternehmer den Steuerausweis

berichtlgt.

Die Regelungen gelten nicht nur für den leistenden unternehmer, sondern gleichfalls für die

Vorsteuerabzugsbeträge des Leistungsempfängers.
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Bauleistungen

Ein besonderes Problem ergibt sich bei Bauleistungen.

Den in der Bauwirtschaft erbrachten Bauleistungen liegen in der Regel Werkverträge oder

Werklieferungsverträge nach der VoB zugrunde. Werkleistungen, sind Srundsätzlich im Zeitpunkt

ihrer Vollendung ausgeführt. Dieser zeitpunkt wird häufig mit dem Zeitpunkt der Abnahme des

Werks zusammenfallen. Der Werklieferungsvertrag wird mit der Übergabe und Abnahme des fertig

gestellten Werks erfüllt. Auf die Form der Abnahme kommt es dabeijedoch nicht an. lnsbesondere

ist eine Verschaffung der Verfügungsmacht bereits dann anzunehmen, wenn der Auftraggeber das

Werk durch schlüssiges Verhalten, z- B. durch BenutzunS, abgenommen hat und eine förmliche

Abnahme entweder gar nicht oder erst später erfolgen soll.

Bei Bauleistungen llegen regelmäßig in der Praxis nicht die Voraussetzungen für Teilleistungen vor. Es

werden zwar häufig wirtschaftlich abgrenzbare Leistungen ausgeführt, überwiegend fehlt es hier

aber an einer Vereinbarung von Teilleistungen und der entsprechenden steuerwirksamen Abnahme

von solchen Teilleistungen. Dies kann jetzt - je nach Situation - zum Vor- oder Nachteil für die

Lelstungsempfänger f ühren.

Wurden in einem Vertrag keine Vereinbarungen über Teilleistungen getroffen, beanstandete es die

Finanzverwa ltung bei früheren Steuersatzenderungen nicht, wenn bis zum Zeitpunkt des

lnkrafttretens der Steuersatzänderung eine entsprechende Vereinbarung nachgeholt wurde.

zumindest wenn es dann wieder zur Anhebung des Steuersatzes auf 19 yo zum 01.01.2021 kommt,

sollten, bei noch nicht vollständig ausgeführten Leistungen für dle bis dahin ausgeführten

wirtschaftlich abgrenzbaren Leistungen, Vereinbarungen für Teilleistungen getroffen werden.

Soweit bei Leistungen gegenüber einem nicht zum Vorsteuerabzug berechtigten Leistungsempfänger

ausgeführt werden, sollte der Abschluss gegebenenfalls - ohne hier eine missbräuchliche GestaltunB

vorzunehmen - in die Zeit zwischen dem 01.07.2020 und dem 31.12.2020 gelegt werden.

Dauerleistungen, Jahreskarten, Abonnements

Bei Dauerlelstungen, die sich über einen längeren zeitraum erstrecken, muss abgegrenzt werden, ob

der unternehmer ggf. ,,echte" Teilleistungen ausführt. soweit Teilleistungen vorliegen, entsteht die

Umsatzsteuer für alle Teilleistungen, die bis zum 30.06.2020 ausgeführt worden sind, noch mit dem

alten Regelsteuersatz von L9 %obzw.7 %. Für alle Teilleistungen, die in der Zeit zwischen dem 01-07.

und dem 3!.12.2O2O ausgeführt werden, gilt der steuers alz uon 16 o/o bzw. 5 % und da nach dann

wieder mit 19 Yo bzw.7 Yo.

Gerade bel Dauerleistung, die im Rahmen von Teilleistungen (2. B. Mietverträge, Leasingverträge)

ausgeführt werden, muss auf eine Anpassung und Korrektur der Abrechnungen (Verträge,

Dauerrechnungen etc.) Seachtet werden. Wird hier keine Korrektur vorgenommen, wird die

überhöht ausgewiesene Umsatzsteuer nach § 14c Abs. 1 USIG geschuldet.

Jahreskarten (Saisonkarten, Abonnements o. ä.) stellen nach herrschender Meinung

Vorauszahlungen für eine einheitliche Leistung dar. Bei Zahlung zu Beginn des Leistungszeitraums

entsteht Umsatzsteuer aufgrund der VereinnahmunS; die Leistung ist erst am Ende der Laufzeit

ausgeführt. Die zutreffende Umsatzsteuer entsteht insoweit nach den gesetzlichen Grundlagen, die

am Ende des jeweiligen Leistungszeitra u m s entstehen.
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Entgeltsänderungen durch Jahresboni o. ä.

Jahresrückvergütungen, Jahresboni etc. sind jeweils dem Zeitraum und damit dem Steuersatz

zuzurechnen, der für den zugrunde liegenden Umsatz maßgeblich war. Für jahresübergreifende

vergütungen wurde es von der Fina nzverwaltung in der verSangenheit nicht beanstandet, dass die

EntgeltsminderunB im Verhältnis der steuerpflichtigen Umsätze der einzelnen Jahreszeiträume

aufgeteilt wird.

Unrichtig ausgewiesene Umsatzsteuer

Ein besonderes Problem ergibt sich insbesondere bei der Absenkung der Steuersätze zum

01.07.2020. Stellt ein Unternehmer eine Rechnung noch mit dem alten Steuersatz von 19 % (oder 7

%) aus, erbringt die Leistung aber zwischen dem 01.07. und dem 3L.L2.202o hat er zu viel

Umsatzsteuer gesondert ausgewiesen. Dieser zu hoch ausgewiesene Umsatzsteuerbetrag wird von

dem unternehmer bis zu einer Rech n u ngsbe richtigu ng geschuldet. Dieser Differenzbetrag kann

jedoch auch von einem grundsätzlich vorsteuerabzugsberechtigten Leistu ngsem pfä nger nicht als

Vorsteuer abgezogen werden.

Gutscheine im Umsatzsteuerrecht

Es muss zwischen dem Einzweckgutschein und dem Mehrzweckgutschein unterschieden werden.

Diese belden Formen von Gutscheinen führen zu grundsätzlich unterschiedlichen

umsatzsteuerrechtlichen Ergebnissen:

Ein Einzweckgutschein liegt dann vor, wenn der Ort der Leistung (hier also z.B. Deutschland) schon

bei Ausgabe des Gutscheins feststeht und sich aufgrund der ausgewiesenen Leistung die Höhe der

Umsatzsteuer eindeutig ermitteln lässt. Liegt ein solcher Einzweckgutschein vor, entsteht die

Umsatzsteuer schon bei Verkauf des Gutscheins und ieder weiteren Weiterveräußerung. Die

tatsächliche Ausführung der Leistung - wenn also der Gutschein eingelöst wird - ist dann keiner

Umsatzsteuer mehr zu unterwerfen.

Ein Mehrzweckgutschein liegt vor, wenn es sich um einen Gutschein handelt, der kein

Einzweckgutschein ist, weil entweder der Ort der Leistung oder die sich aus der Leistung ergebende

Umsatzsteuer bei Verkauf bzw. Ausgabe des cutscheins nicht feststeht. ln diesem Fall ist der Verkauf

dieses Gutscheins nur ein Tausch von Geld in eine andere Form eines Zahlungsmittels und unterliegt

keiner Umsatzsteuer. Erst wenn der Gutschein eingelöst wird, unterliegt die tatsächllch ausgeführte

Leistung der Umsatzsteuer. Deshalb darf bei einem Verkauf eines Mehrzweckgutscheins noch keine

Umsatzsteuer in einer Abrechnung gesondert ausgewiesen werden.

Unklar ist, ob wegen des temporär abgesenkten Steuersatzes derzeit überhaupt ein

Einzweckgutscheln vorliegen kann, da in Abhängigkeit der Einlösung eine Umsatzsteuer von 19 %

oder 16 % (respektive 7 % oder 5 %) ergeben kann. Ebenso unklar ist, ob ein in der Vergangenheit als

EinzweckButschein, der zu einem Steuersatz von 79 % l7 %l geführt hatte, bei Einlösung unter den

Bedingungen des abgesenkten Steuersatzes zu einer analogen Anwendung der Anderung der

Bemessungsgrundlage nach § 17 ustc führen kann. ln diesem zusammenhang zeigen sich die Mängel

der systematisch unzureichend in das Gesamtgefü8e des Umsatzsteuerrechts eingepassten

Regelungen zu den Gutscheinen.

Derzeit sollte in.iedem Fall versucht werden, Gutscheine als Mehrzweckgutscheine auszugestalten.
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Anpassung langfristiger Verträge

Bei einer Anderung des Steuersatzes ist für die Prüfung der wirtschaftlichen Auswirkungen immer

festzustellen, wer von den Vertragsparteien die Auswirkungen zu tragen hat. Darüber hinaus ist die

Vorsteuerabzugsberechtigung von entscheidender Bedeutung, da bei voller

Vorsteuerabzugsberechtigung des Leistungsempfängers eine Überwälzung der Umsatzsteuer auf den

Le istu ngsem pfä nger keine Probleme bereiten sollte.

lst der Leistungsempfänger aber nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt, muss geprüft werden,

welcher der Vertragspartner die Umsatzsteuer zu tragen hat. Besonderheiten ergeben sich bei

langfristigen Verträgen (Abschluss vor mehr als 4 Monaten vor Eintritt der Rechtsänderung). Hier

kann es zu einem Ausgleich einer Mehr- oder Minderbelastung durch die Vertragsparteien kommen.

Ein Ausgleich der Mehr- oder Minderbelastung nach § 29 USIG kann nur erfolgen, wenn dem Vertrag

keine anderen Regelungen zugrunde liegen. Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien können

sowohl ausdrücklich in individuellen vertraglichen Regelungen bestehen, sie können sich aber auch

schlüssig aus dem Verhalten der beteiligten Vertragsparteien ergeben.

Voraussetzung für eine Anwendung des § 29 Abs. 1 USIG ist darüber hinaus, dass der Vertrag nicht

später als 4 Monate vor dem lnkrafttreten der Gesetzesänderung abgeschlossen worden ist. Der

Zeitraum von 4 Monaten war ursprünglich gewählt worden, da davon ausgegangen wurde, dass eine

Steuersatzänderung mindestens 4 Monate vor lnkrafttreten zumindest diskutiert wird. Eine Situation,

wie sie jetzt vorliegt, dass eine Anderung der Öffentlichkeit vorgestellt wird und binnen 4 Wochen in

Kraft treten soll, lag bei Schaffung des § 29 USIG außerhalb der Vorstellungskraft.

Beispiel: Ausglelch der niedrigeren Umsatzsteuerbelastung

Tischlermeister T hatte am 15.02.2020 (alternativ: 15.03.2020) einen Vertrag über den Einbau von

Fenstern zu einem Preis von 100.000 € abgeschlossen (keine Festpre isve reln ba ru ng). Eine

vertragliche Vereinbarung über die Umsatzsteuer wurde nicht getroffen. Der Einbau der Fenster ist

am 19.07.2020 abgeschlossen. Die Leistung unterliegt dem Regelsteuersatz von 16 %. Der

Leistungsempfänger kann im Grundfall einen Ausgleich der niedrigeren Umsatzsteuerbelastung

verlangen, da der Vertrag mehr als 4 Monate vor Eintritt der Anderung abgeschlossen wurde. ln der

Alternative kann kein Ausgleich verlangt werden.
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